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mangelnden Sicherheit und der mangelnden ökonomi-
schen Entwicklung dazu führt, dass die Menschen keine 
Chance und keine Perspektive für sich und ihre Familien 
sehen . Das sind genau die Gründe, die zu Flucht und Ver-
treibung führen . Ich glaube, dass es richtig ist, an dieser 
Stelle anzusetzen und dafür zu sorgen, dass wir den Men-
schen Perspektiven in ihren Herkunftsländern eröffnen .

Herr Staatsminister Roth, Sie sind darauf eingegan-
gen: Das, was die Bundesregierung, die Bundesrepublik 
Deutschland auch im europäischen Konzert tut, ist sehr 
vielfältig . Denken Sie beispielsweise an die Sonderiniti-
ative „Fluchtursachen bekämpfen – Flüchtlinge reinteg-
rieren“ . Dabei geht es darum, mit 47 Millionen Euro in 
der Region etwas zu tun . Mit diesen 47 Millionen Euro 
hat man etwa 2 Millionen Flüchtlinge des Südsudans in 
der Region erreicht . Denken Sie an die 5,3 Millionen 
Euro aus dem Topf des Energie- und Klimafonds oder an 
die unmittelbare humanitäre Hilfe, die allein in diesem 
und im vergangenen Jahr 46 Millionen Euro betragen 
hat . Oder denken Sie an die Entwicklungszusammenar-
beit, die auf eine langfristige Verbesserung der Situation 
vor Ort hinausläuft .

Wenn man damit die 1,5 Millionen Euro vergleicht, 
die uns UNMISS im kommenden Jahr kosten wird, dann 
wird doch ganz klar und deutlich, dass wir versuchen, in 
einem vernetzten Ansatz auf die unterschiedlichen Be-
dürfnisse einzugehen . Ich will auch darauf hinweisen, 
dass die Verlängerung des UNMISS-Mandats nicht nur 
den Einsatz von Soldaten umfasst, sondern ausdrück-
lich auch von Polizisten der Bundes- und der Länderpo-
lizeien . Diese werden insbesondere dazu eingesetzt, zu 
verhindern, dass weiterhin massiv Gewalt gegen die Zi-
vilbevölkerung, insbesondere gegen Frauen und Kinder, 
verübt wird . Ich glaube, das ist der richtige Ansatz, bei 
dem wir nicht über ein Weniger, sondern über ein Mehr 
an deutscher Verantwortung unmittelbar vor Ort spre-
chen sollten .

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich will zuletzt auf einen Punkt hinweisen, der mir 
wichtig ist und den der Kollege Jüttner in der voraus-
gegangenen Aussprache angesprochen hat: „More for 
more“ . Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir Hilfe 
letztlich auch an nachprüfbare Forderungen knüpfen . 
Es kann nicht sein, dass Kredite in China aufgenommen 
werden, um Waffen zu beziehen, und dass die Versorgung 
der gesamten Bevölkerung der internationalen Staaten-
gemeinschaft überlassen bleibt . Ich glaube, wir müssen 
sehr viel stärker die politische Elite vor Ort in Haftung 
nehmen . Da geht es um ein Waffenembargo; Sie haben es 
angesprochen . Da geht es um das Einfrieren von Konten . 
Da geht es um Reisebeschränkungen . Da geht es darum, 
zu sagen: So geht es nicht . 

Es geht nicht, dass man zwei Drittel des Staats-
haushaltes für Sicherheit und Verteidigung einsetzt, 
nur 11 Prozent für Gesundheit, Bildung und Erziehung 
und nur 4 Prozent für Infrastruktur . Das darf man auch 
den Machthabern dort nicht durchgehen lassen . Herr 

Dr. Schmidt, Sie haben etwas zu den Konsequenzen ge-
sagt . Dem kann man eigentlich nicht widersprechen .

Herzlichen Dank .

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank . – Da der Kollege Frithjof Schmidt den 

Staatsminister Roth direkt angesprochen hat, erteile ich 
dem Staatsminister jetzt nach § 30 der Geschäftsordnung 
kurz das Wort zu einer Erwiderung . Der Kollege Schmidt 
darf dann darauf ebenfalls erwidern .

Bitte, Herr Kollege Roth .

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin . – Herr Kollege 

Schmidt, Sie haben mich direkt angesprochen, verbunden 
mit dem Appell, dass die Bundesregierung eigeninitativ 
handeln solle, um der dramatischen Unterfinanzierung 
des UNHCR und auch des Welternährungsprogramms zu 
begegnen . Ich weiß Sie als einen engen Verbündeten an 
unserer Seite wie im Übrigen ganz viele Bundestagsab-
geordnete; schließlich hat nicht zuletzt der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages im Rahmen des Nach-
tragshaushaltes 2015 die Mittel für diese Programme um 
75 Millionen Euro erhöht . Das versetzt mein Haus in die 
Lage, den Worten auch Taten folgen zu lassen, genau wie 
Sie es wollten .

Es ist mir wichtig, darauf hinzuweisen, dass gerade 
gestern bei uns im Auswärtigen Amt eine Konferenz 
stattfand, zu der der UN-Flüchtlingskommissar einge-
laden war, der UN-Sonderbeauftragte für Migration, der 
Generalsekretär der Internationalen Flüchtlingsorgani-
sation und der Generalsekretär der Föderation der Rot-
kreuz- und Rothalbmondgesellschaften, um gemeinsam 
zu besprechen, was jetzt zu tun ist, um der dramatischen 
Situation vor Ausbruch des Winters zu begegnen . Inso-
fern tun wir viel . Danke für Ihre Unterstützung .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Herr Schmidt, möchten Sie darauf erwidern? – Bitte 

schön .

Dr. Frithjof Schmidt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Staatsminister, ich freue mich natürlich, dass die 
Bundesregierung da initiativ geworden ist . Ich will nur 
die Gelegenheit nutzen, daran zu erinnern, dass wir uns 
alle angesichts dieser internationalen Situation an den 
Kopf fassen müssen . Wir werden nachher noch über Dar-
fur sprechen . Dort besteht die gleiche Situation . 

Wir erleben, was in Syrien geschieht . Wir alle haben 
gesagt: Es darf nicht wieder vorkommen, dass die Kassen 
der Hilfsorganisationen so leer sind . Wir erleben jetzt, 
was im Sudan, im Südsudan und insbesondere in Darfur 

Thorsten Frei
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geschieht . Es ist einfach dringend notwendig, dass da di-
plomatische Initiative ergriffen wird . Ich weiß, dass die 
Bundesregierung ihre Beiträge dazu leistet. Ich finde gut, 
wenn sie diese Beiträge auch verstärkt . Aber mehr ist nö-
tig . Wir dürfen einfach nicht durchgehen lassen, dass die 
internationale Gemeinschaft wieder so versagt . Sie haben 
recht: Ich unterstütze Sie in Ihren Bemühungen .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg . Dr . Egon Jüttner [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank . – Sie alle haben noch genügend Gele-

genheit, das weiter zu diskutieren; denn die Vorlage auf 
Drucksache 18/6504 soll an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse überwiesen werden . Das ist inter-
fraktionell so vereinbart . – Ich sehe, Sie sind alle damit 
einverstanden . Dann ist das so beschlossen .

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft (10 . Ausschuss) 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr . Kirsten 
Tackmann, Caren Lay, Dr . Dietmar Bartsch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

Bestandsobergrenzen für Tierhaltungen 
einführen

– zu dem Antrag der Abgeordneten Friedrich 
Ostendorff, Nicole Maisch, Christian Kühn 
(Tübingen), weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Die Zukunft der Tierhaltung – Artgerecht 
und der Fläche angepasst

Drucksachen 18/1872, 18/3732, 18/6437 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen . – Auch hier höre 
ich keinen Widerspruch . Dann sind Sie alle damit einver-
standen, und dann ist das so beschlossen .

Ich eröffne die Aussprache . Das Wort hat der Kollege 
Dieter Stier, CDU/CSU-Fraktion .

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dieter Stier (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir beraten heute 
wiederholt zwei Oppositionsanträge, nämlich erstens den 
Antrag der Linksfraktion vom 24 . Juni 2014 und zwei-
tens den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 14 . Januar dieses Jahres, beide zur Zukunft der Tier-
haltung in Deutschland .

Meine Damen und Herren, bevor ich näher auf diese 
beiden Anträge eingehe, will ich zu Beginn meines Rede-
beitrags abermals die Leistungen der Beschäftigten in der 
deutschen Landwirtschaft würdigen, insbesondere derer, 
die in der Tierhaltung 365 Tage im Jahr und ungeachtet 

der Frage, ob Werktag, Sonntag oder Feiertag ist, tätig 
sind und ihre Tiere versorgen, damit unsere Ernährungs-
grundlage gesichert ist . Dafür will ich mich an dieser 
Stelle herzlich bedanken .

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will das insbesondere auch mit Blick auf die ak-
tuelle Situation in Deutschland, in Europa und in der 
Welt tun, in der wir gegenwärtig vermehrt wahrnehmen, 
dass ein Leben in Frieden mit einem sicheren Dach über 
dem Kopf und ohne Hunger beileibe nicht überall selbst-
verständlich ist . Ich wünsche mir, dass wir uns das ge-
legentlich in Erinnerung rufen, wenn wir über Maß und 
Schnelligkeit der weiteren Verbesserung von Standards 
in unserem Land diskutieren, wie das heute wieder der 
Fall ist .

Ich möchte ebenfalls betonen, dass wir in unserem 
demokratischen Gemeinwesen selbstverständlich vieles 
fordern können, dabei aber immer auch die Erhaltung der 
Wettbewerbsfähigkeit der jeweiligen Branche, über die 
wir reden, im Auge haben sollten .

In meinem Heimatland Sachsen-Anhalt lag die Brut-
towertschöpfung im Jahr 2014 im Wirtschaftsbereich 
Land- und Forstwirtschaft inklusive Fischerei je Er-
werbstätigen bei 47 100 Euro – in Deutschland lag sie 
bei rund 30 600 Euro –; das entspricht 154 Prozent des 
Bundeswerts . Bei den Lohnkosten des primären Sektors 
ist dies ähnlich: Die Arbeitnehmerentgelte je Arbeitneh-
mer lagen mit 26 114 Euro in meinem Heimatland über 
dem Bundeswert von 21 560 Euro, damit bei 121 Prozent 
des Bundeswerts . Ich nenne Ihnen diese Zahlen, damit 
Sie sehen, warum es mir nicht leichtfällt, Anträgen zur 
Veränderung von Betriebsstrukturen schnell und ohne 
kritische Reflexion zu folgen.

Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen der Linken, 
fordern die Einführung von regionalen Bestandsober-
grenzen . Festzustellen ist hier zunächst, dass die Kon-
zentration der Tierhaltung und damit auch die Erhöhung 
der Tierdichte pro Hektar, insbesondere in der Veredlung, 
in Deutschland kein flächendeckendes, sondern ein eher 
regionales Phänomen ist . Deshalb kann eine bundesein-
heitliche Regelung nach meinem Dafürhalten nicht Ziel 
sein, sondern die Dinge sind nach meiner Meinung durch 
verantwortungsvolle Wahrnehmung des Planungsrechts 
vor Ort zu entscheiden .

Nicht die Größe der Bestände ist entscheidend, son-
dern die fachliche Qualifikation der Mitarbeiter, das Ma-
nagement der Anlage und die Situation vor Ort . Auch 
große Tierbestände sind für professionelle Betriebsin-
haber tierschutzgerecht handhabbar und von ihnen zu 
meistern . Kontrollergebnisse belegen immer wieder, dass 
aufgefundene Mängel in keinem Zusammenhang mit der 
Bestandsgröße stehen .

Der Antrag ist auch deshalb entbehrlich, weil die Bun-
desregierung mit der Novelle zum Baugesetzbuch bereits 
einen wirkungsvollen Beitrag zur Stärkung der flächen-
gebundenen Tierhaltung geleistet hat .

Sie, meine Damen und Herren von den Grünen, 
fordern eine Abschaffung der Privilegierung im Au-

Dr. Frithjof Schmidt
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ßenbereich für Tierhaltungsanlagen sowie eine strikte 
Flächenbindung: zwei Großvieheinheiten pro Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche. Ich stelle Ihnen die Fra-
ge: Wenn Sie Tierhaltung im Außenbereich einer kom-
munalen Bebauung nicht mehr zulassen wollen, wo soll 
sie denn in unserem Land überhaupt noch hinpassen? 
Dann müssen Sie hier auch deutlich sagen, dass Sie die 
landwirtschaftliche Tierhaltung immer weiter einschrän-
ken wollen . Das unterscheidet uns; denn das wollen wir 
von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion nicht .

Ich spreche mich ebenfalls zum wiederholten Mal 
und deutlich gegen eine Ausweitung des im Antrag der 
Linken geforderten Verbandsklagerechts aus . Es ist nicht 
zielführend . Vielmehr glaube ich, dass die Behörden in 
unserem Land aufgrund der geltenden Gesetze durchaus 
in der Lage sind, verantwortungsvoll zu entscheiden .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleichwohl sind wir uns alle einig, dass wir für die 
gesellschaftliche Akzeptanz der Tierhaltung weitere Ver-
besserungen erreichen wollen und das auch können . Die 
Große Koalition arbeitet engagiert an der Erreichung die-
ses Ziels . Ich erinnere daran, dass wir in den Agrarhaus-
halt beträchtliche Summen für die Tierschutzforschung 
eingestellt haben . Ich erinnere an die Tierwohl-Initiati-
ve von Bundesminister Christian Schmidt . Ich bedanke 
mich, Herr Staatssekretär, auch bei der Bundesregierung 
für die engagierte Zusammenarbeit . Davon, dass verbind-
liche Freiwilligkeit, die ja manchmal auch kritisiert wird, 
durchaus funktioniert, konnten wir uns erst heute Mor-
gen beim Parlamentarischen Frühstück – viele von Ihnen 
waren dabei – beim Zentralverband der Deutschen Geflü-
gelwirtschaft überzeugen. Die Geflügel-Charta 2015 ist 
in Kraft – freiwillig und durch Selbstverpflichtung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss .

Dieter Stier (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, leider er-

laubt mir die vorgegebene Redezeit hier keine längeren 
Ausführungen . Ihre Anträge sind im Ausschuss für Er-
nährung und Landwirtschaft ausführlich beraten worden . 
Dieser Ausschuss hat dem Hohen Haus die Ablehnung 
dieser beiden Anträge empfohlen . Ich darf Sie herzlich 
bitten, der Ausschussempfehlung Folge zu leisten .

Vielen Dank .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt: 
Vielen Dank . – Für die Fraktion Die Linke spricht jetzt 

Dr . Kirsten Tackmann .

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Kirsten Tackmann (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste auf der Tribüne! Vor über einem Jahr hat 

die Linke ihren Antrag dem Bundestag vorgelegt . Ja, wir 
wollen die Größe von Nutztierbeständen am Standort 
und die Anzahl der Nutztiere in den Regionen deckeln .

(Beifall bei der LINKEN)

Das richtet sich ausdrücklich nicht gegen die Tierhal-
tung in landwirtschaftlichen Betrieben . Im Gegenteil: 
Hier kämpfen viele tagtäglich um bestmögliche Bedin-
gungen für Tiere, Menschen und Umwelt . Sie brauchen 
uns, und wir brauchen sie – für die Lebensmittelproduk-
tion, aber auch zum Erhalt des Grünlandes, der Boden-
fruchtbarkeit und zur Pflege der Kulturlandschaft. Der 
Widerstand in den Regionen richtet sich gegen die Me-
gaställe, und das völlig zu Recht .

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Seien wir doch einmal ehrlich: Die Skepsis gegenüber 
Anlagen mit 400 000 Hähnchen oder 40 000 Schweinen 
gibt es doch in allen Fraktionen . Wenn in einem einzigen 
Landkreis 100 000 Hektar zur Gülleausbringung fehlen, 
dann ist das doch ein real existierendes Problem . Ich sage 
ganz klar – auch wenn das in Niedersachsen vielleicht 
mancher denkt –: Ostdeutschland ist kein Gülleerwar-
tungsland .

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zu viele Nutztiere an einem Standort oder in einer Re-
gion gehen aber auch auf Kosten der Lebensqualität in 
den Dörfern . Ich sage ganz klar: Wer lebendige Dörfer 
will, muss auch das im Auge behalten .

Für mich als Tierärztin gibt es aber noch einen weite-
ren schwerwiegenden Grund für unseren Antrag . Stellen 
wir uns doch einmal Folgendes vor: In einem solchen 
Megabestand oder in einer so extrem viehdichten Region 
gibt es den Verdacht einer gefährlichen Tierseuche, sagen 
wir mal: Vogelgrippe oder Schweinepest . Dann müssen 
alle Tiere getötet werden . Im August 2007 mussten zum 
Beispiel auf einem einzigen Hof in Bayern 160 000 En-
ten wegen Vogelgrippe gekeult werden . Das war die bis-
her größte Keulungsaktion, die es in Deutschland gab . 
Zwischen 2004 und 2014 mussten wegen Vogelgrippe 
deutschlandweit 1,2 Millionen Stück Geflügel getötet 
werden . Fast die Hälfte stammte aus dem sogenannten 
Geflügelgürtel Niedersachsens. Ich finde, das ist ein Dra-
ma .

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wer solche Folgen minimieren will, muss die Be-
standsgrößen deckeln und die Bestandsdichte in den Re-
gionen reduzieren, erst recht, weil das Risiko der Ein-
schleppung von Tierseuchen in der globalisierten Welt 
noch steigt . Natürlich brauchen wir für solche Obergren-
zen wissenschaftliche Grundlagen . Aber genau das for-
dert ja die Linke . Hören Sie also heute auf die Stimme 
der Vernunft, und stimmen Sie unserem Antrag zu .

(Beifall bei der LINKEN)

Damit können wir zum Beispiel auch den Frieden 
wieder in die Dörfer tragen . Ich sage ganz klar: Damit 

Dieter Stier
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stärken wir der regional angepassten landwirtschaftli-
chen Tierhaltung den Rücken . Diese Betriebe müssen 
gerade einiges aushalten: viel körperlich schwere Arbeit, 
oft zu wenig familienfreundlichen Zeiten . Statt faire Er-
zeugerpreise bekommen sie nur Almosen, während sich 
Supermarktketten, Schlachthöfe oder Molkereien ihre 
Gewinne sichern .

Deshalb kämpfen viele Betriebe tagtäglich ums Über-
leben . Trotzdem sollen sie für mehr Tierwohl sorgen, die 
Umwelt schützen und Mindestlohn zahlen . Ich kann gut 
verstehen, wenn sie sich zu Unrecht an den Pranger ge-
stellt fühlen und die Welt nicht mehr verstehen; denn sie 
sind die Verlierer einer falschen EU-Agrarpolitik . Sie hat 
die Landwirtschaft zum billigen Rohstofflieferanten für 
den Weltagrarmarkt degradiert . Aus Sicht der Linken ist 
das ein fataler Fehler,

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg . 
Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

der übrigens auch die Akzeptanz der Bevölkerung kos-
tet . In der Tierhaltungsdebatte geht es doch nicht nur um 
ethische Bedenken, sondern auch darum, dass die Kuh 
in der Nachbarschaft eher akzeptiert wird, wenn ihre 
Milch die Region versorgt, statt zu Milchpulver verar-
beitet nach China geschickt zu werden . Es gibt also gute 
Gründe, dem Antrag der Linken heute zuzustimmen . Ich 
bitte Sie darum .

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Für die SPD-Fraktion spricht jetzt die Kollegin 

Christina Jantz .

(Beifall bei der SPD)

Christina Jantz (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrter Herr Bleser, aufgrund der Bewertung der 
WHO zum Verzehr von verarbeitetem Fleisch lag der Fo-
kus in den letzten Tagen insbesondere auf der Frage: Was 
kann Wurst mit den Menschen machen? 

Ich bin dankbar dafür, dass uns die Diskussion der 
beiden Anträge der Opposition die Chance gibt, auch die 
Frage wieder in unser Blickfeld zu nehmen: Was macht 
der Mensch mit Tieren, die zu unserer Wurst, zu unserem 
Essen werden?

(Beifall bei der SPD)

Klar ist: Wie der Mensch seine Nutztiere hält, ist allzu 
oft nicht artgerecht . Klar ist auch: Hier müssen wir etwas 
tun . Nur: Die Hauptpunkte der Anträge der Opposition 
gehen am Problem vorbei .

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Anträge der Linken und von Bündnis 90/Die Grü-
nen sehen die Einführung von Bestandsobergrenzen bzw . 
die rechtliche Verankerung der flächengebundenen Tier-
haltung als Schlüssel zur artgerechten Nutztierhaltung . 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit machen Sie es 

sich leider ein bisschen zu einfach . Gute Tierhaltung lässt 
sich nicht nur auf die Größe des Betriebes reduzieren . 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das be-
hauptet auch niemand!)

Es ist Symbolpolitik, die wir nicht mittragen können .

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Nach derzeitigem Kenntnisstand hat die Betriebsgröße 
gegenüber anderen Einflussfaktoren, wie beispielsweise 
die Managementqualität, einen vergleichsweise geringe-
ren Einfluss auf das Tierwohl. Das zeigt auch das Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik, 
Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft . 
Entscheidend ist also immer das Wie der Tierhaltung .

Noch einen weiteren Punkt möchte ich nennen, der 
mich in Ihren Anträgen irritiert hat: Ihre Anträge lassen 
die Landwirtinnen und Landwirte fast komplett außen 
vor . Liebe Kolleginnen und Kollegen, Veränderungen in 
der Nutztierhaltung lassen sich nur im Dialog mit denje-
nigen erreichen, die tagtäglich im Stall arbeiten .

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Die ver-
stehen uns schon!)

Wir wollen spürbare Verbesserungen für die Tiere . 
Die SPD steht daher zum Leitbild einer dem Standort 
angepassten, regional verankerten und flächendeckenden 
Landwirtschaft unterschiedlicher Strukturen und Pro-
duktionsausrichtungen . Sehr wohl streben wir dement-
sprechend einen an die Fläche angepassten Tierbestand 
an . So haben wir es auch gemeinsam im Koalitionsver-
trag festgehalten .

Einen Beitrag hierzu hat die Bundesregierung zum 
Beispiel durch die Novelle zum Baugesetzbuch geleistet . 
Gewerbliche Tierhaltungen werden danach beim Bauen 
im Außenbereich nicht mehr privilegiert, wenn sie be-
stimmte Größen überschreiten . Meine Damen und Her-
ren, Sie wissen, das sind zum Beispiel 15 000 Hennen, 
1 500 Mastschweine .

Die negativen Auswirkungen der zunehmenden regi-
onalen Konzentration von Tierhaltung im großen Maß-
stab liegen jedoch weniger im Bereich des Tierwohls als 
vielmehr im Bereich der Umwelt – das Stichwort „Gül-
leentsorgung“ ist schon angeklungen – und im Bereich 
der Tiergesundheit – Stichworte „Seuchenrisiko“ und 
„Antibiotikaeinsatz“ . Hier sind schon eine Reihe von 
Vorhaben abgeschlossen worden, wie zum Beispiel in 
Bezug auf die Gülleproblematik die Verbringungsverord-
nung . Andere Vorhaben sind gerade in der Mache . Hier 
spreche ich vom Düngegesetz oder auch von der Dünge-
verordnung . Eine wirksame Reduzierung des Antibioti-
kaeinsatzes – ich glaube, da sind wir uns alle einig – ist 
unerlässlich .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Weitere Maßnahmen müssen hier selbstverständlich fol-
gen .

Dr. Kirsten Tackmann
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Als Tierschutzbeauftragte der SPD-Bundestagsfrak-
tion möchte ich mich an dieser Stelle nun wieder dem 
Kernthema der artgerechten Nutztierhaltung widmen . 
Wichtige Impulse für die Diskussion um artgerechte 
Tierhaltung in Deutschland kann uns das bereits erwähn-
te Gutachten „Wege zu einer gesellschaftlich akzeptier-
ten Nutztierhaltung“ geben, und zwar nicht nur in Bezug 
auf das von Ihnen angesprochene Thema Bestandsober-
grenzen . Der WBA hat konkrete Empfehlungen vorge-
legt, wie man den Tierschutz in der Landwirtschaft auch 
schon kurzfristig verbessern kann . 

Das Gutachten unterstützt in zentralen Punkten die 
Position der SPD-Bundestagsfraktion zur Nutztierhal-
tung . Es zeigt deutlich: Eine von der Mehrheit der Be-
völkerung akzeptierte Tierhaltung kann nur funktionie-
ren, wenn beispielsweise folgende Maßnahmen zeitnah 
umgesetzt werden: die Einführung eines verbindlichen 
staatlichen Tierschutzlabels neben freiwilligen Initiati-
ven, die Koordination aller Tierschutzaktivitäten durch 
den Bund in einem Bundesprogramm Tierwohl sowie 
die Bereitstellung von mehr Finanzmitteln für die zweite 
Säule der Agrarpolitik, um Tierschutzmaßnahmen tat-
sächlich entsprechend fördern zu können .

(Beifall bei der SPD)

Nun geht es darum, die konkreten Maßnahmen auch 
umzusetzen . Hier appelliere ich insbesondere an das 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
und an Bundesminister Christian Schmidt . Was das Mi-
nisterium bisher in Sachen Umsetzung, gerade auch der 
Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirats, hat ver-
lauten lassen, reicht absolut nicht aus .

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, das stimmt!)

Beispielsweise ist in der Antwort auf die Kleine Anfrage, 
die die Grünen kürzlich zur Umsetzung der Empfehlun-
gen gestellt haben, fast nur von „beobachten“ und „prü-
fen“ die Rede .

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Meine Damen und Herren, so lassen sich keine Verände-
rungen herbeiführen .

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt!)

Mit dem Koalitionsvertrag haben wir eine gute Grund-
lage für Veränderungen hin zu mehr artgerechter Tierhal-
tung, und das WBA-Gutachten gibt da, wie gesagt, einen 
wichtigen neuen Input . Herr Bleser, meine Damen und 
Herren, nun kommt es darauf an, dass die Umsetzung 
tatsächlich erfolgt .

Vielen Dank .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächster Redner ist der Kollege Friedrich Ostendorff 

für Bündnis 90/Die Grünen .

Friedrich Ostendorff (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im 
Frühjahr dieses Jahres wurde das Gutachten „Wege zu 
einer gesellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung“ des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesagrarminister 
veröffentlicht, das der heute überwiegend praktizierten 
Nutztierhaltung nach über 400 Seiten attestiert, nicht zu-
kunftsfähig zu sein – so, wie wir es vor zwei Tagen bei 
Herrn Pelzig bewundern durften . Es gibt zahlreiche Ver-
anstaltungen dazu, überall volle Säle, viele Diskussionen 
über das Ziel, einen Fahrplan zur artgerechten Tierhal-
tung aufzustellen . Diese Diskussionen werden im Übri-
gen immer mit der Landwirtschaft geführt . 

Die einzigen, die offenbar kein Interesse an der De-
batte haben, sind das Bundeslandwirtschaftsministerium, 
der Deutsche Bauernverband und Sie von der CDU/CSU . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Man scheut sich scheinbar, sich dazu zu äußern, ge-
schweige denn mit der Umsetzung der zahlreichen 
Empfehlungen des Gutachtens zu beginnen . Sie sagen: 
zu aufwendig, zu teuer, nicht machbar . – Stattdessen be-
schimpft man sämtliche Unterstützer als „Empörungsin-
dustrievertreter“ . Herr Röring wird es sich gleich nicht 
nehmen lassen, das noch mal auszubreiten . Ich glaube, 
dass wir gleich von ihm etwas zum Thema Massentier-
haltung hören . Ich sage schon mal vorweg, dass weder 
im Antrag der Linken noch in unserem Antrag das Wort 
„Massentierhaltung“ vorkommt . Trotzdem werden wir 
gleich etwas dazu hören . Bei Herrn Stier war es genauso . 
Er sprach von der Abschaffung der Privilegierung und 
vom Verbandsklagerecht, aber davon steht nichts in un-
serem Antrag . Ich weiß nicht, wo er es gelesen hat . Aber 
es mag ja sein, dass Sie einen anderen Antrag vorliegen 
haben als den, den wir heute behandeln .

Minister Schmidt ist sich aber nicht zu schade, sich 
mit hübschen Worten wie „Deutschland … Trendsetter 
in Sachen Tierwohl“ oder gar „Tierwohlminister“ zu 
schmücken . Das im Koalitionsvertrag von Ihnen ver-
einbarte Ziel, den wissenschaftlichen Diskurs zur tierge-
rechten Haltung auf den Weg zu bringen, wird mit dem 
in der Schublade versenkten Beiratsgutachten als erledigt 
angesehen .

Ja, Frau Jantz, Sie haben im Koalitionsvertrag das Ziel 
der flächengebundenen Tierhaltung vereinbart. Ja, und? 
Sie werden sie heute wieder ablehnen . – Da gibt es einen 
gewissen Widerspruch . 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir Grüne sind für eine Begrenzung der maximalen 
Tierzahlen, sowohl betrieblich als auch regional . 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg . 
Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE])

Christina Jantz
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Ähnlich haben sich auch schon Kolleginnen und Kolle-
gen der Union geäußert, sogar Frau Mortler . 

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Herr 
Holzenkamp!)

Wer hätte das gedacht? Der Vorschlag vom Kolle-
gen Holzenkamp einer Bestandsbegrenzung von 
50 000 Schweinen pro Betrieb, ist unserer Meinung nach 
allerdings mindestens eine Nullstelle zu hoch . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eines ist klar: Mit steigender Herdengröße nimmt die 
Betreuungsintensität für das Einzeltier deutlich ab . Den 
Ansprüchen einer artgerechten, tierbezogenen Haltung 
kann der Tierhalter nur gerecht werden, wenn er die 
Masse der Tiere noch überblicken kann . Wir haben das 
damals, als Bärbel Höhn in Nordrhein-Westfalen Minis-
terin war, mit dem damaligen Betreuungserlass durchde-
kliniert und uns gefragt, was notwendig ist . Leider haben 
Sie ihn sofort abgeschafft, als Sie an die Regierung ka-
men . 

Es geht vor allen Dingen um die Tierhaltung zwischen 
Nordsee und Ruhrgebiet, wo der Gülletourismus mittler-
weile stärker wird als der Urlaubstourismus, wo das Seu-
chenrisiko durch die hohe Konzentration unbeherrschbar 
wird, wo die Nitratwerte im Grundwasser als äußerst be-
denklich eingestuft werden müssen, wo der Import von 
Sojafutter aus Südamerika weitaus höher ist als der Im-
port von Bananen und wo Tiere unter Bedingungen ge-
halten werden, die alles andere sind, als an die Tiere an-
gepasst . Hoffnung macht wieder, mir insbesondere, dass 
sich so viele Bauern und Bäuerinnen auch ohne Sie auf 
den Weg zu einer besseren Haltung gemacht haben und 
das auch weiterhin tun .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die Zeit ist reif für einen 
nachhaltigen Umbau der Tierhaltung, der das Wohl und 
die Gesunderhaltung der Tiere, der Umwelt und nicht 
zuletzt des Verbrauchers in den Mittelpunkt stellt . Das 
Ganze wird Geld kosten: 3,5 Milliarden Euro pro Jahr; 
das hat der Wissenschaftliche Beirat in seinem Gutachten 
festgestellt. Es muss fließen aus Staatsgeldern, durch eine 
Umschichtung der EU-Agrarhilfen, aus dem Handel, den 
Schlachtunternehmen und nicht zuletzt aus dem Verbrau-
cherbereich .

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir Grüne finden, wir brauchen eine bäuerliche Land-
wirtschaft und Tierhaltung, die auf regionale Kreisläufe 
setzt . Klasse statt Masse – das muss der Leitsatz unserer 
Landwirtschaft werden . Zeigen Sie endlich den Mut zu 
einer wirklichen Umgestaltung der Landwirtschaft! Das 
geht nicht einfach mit freiwilliger Verbindlichkeit oder 
verbindlicher Freiwilligkeit – das ging auch bei Pelzig 
völlig durcheinander; man weiß gar nicht mehr, was der 
richtige Begriff ist – oder mit irgendeinem anderen in-
haltsleeren Geschwafel . 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Abschließender Redner zu diesem Tagesordnungs-

punkt ist der Kollege Johannes Röring für die CDU/CSU .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johannes Röring (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die beiden 

Anträge der Opposition setzen im Grunde die Dauerkri-
tik an deutschen Bauernfamilien fort . 

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! – Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Alte Leier! – Dr . Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE]: So ein Unsinn! Das 
glauben Sie doch selber nicht! – Friedrich 
Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Geh doch mal in die Diskussion, dann kriegst 
du auch mal mit, was die Stimmung ist! Das 
sollte der Bauernpräsident auch einmal tun!)

Sie haben wieder die gleiche Platte mit Verbotsankündi-
gungen aufgelegt . 

(Friedrich Ostendorff [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Du weißt gar nicht, was läuft! – 
Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das ist 
deine Platte!)

Wenn man heute mit Bauernfamilien spricht, dann 
wird man damit konfrontiert, dass die Dauerkritik die 
Bauernfamilien wesentlich stärker schmerzt als die deso-
late Marktsituation, die wir ohne Zweifel im Moment 
haben .

(Beifall bei der CDU/CSU – Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie mauern 
sich ja ein! Was ist das denn?)

Menschen, die sich tagtäglich um ihre Tiere kümmern, 
darf man nicht unter Dauerkritik stellen . Das muss auf-
hören .

(Beifall bei der CDU/CSU – Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
das Letzte!)

Frau Tackmann, ich war ein bisschen amüsiert, als 
Sie das Thema „Deckelung der Großmastanlagen“ an-
gesprochen haben . Es ist, glaube ich, 26 Jahre her, da 
habe ich mir in den neuen Bundesländern die Tierhaltung 
angeschaut. Ich habe dort gelernt, dass Pflanze und Tier 
getrennt wurden, dass es sogenannte Kombinate Indust-
rielle Mast gab . 

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das ist 
ein Fehler gewesen! Das ist doch klar! Das ist 
jetzt albern!)

Frau Tackmann, in einem Versammlungsraum stand an 
der Wand der Slogan „Ohne Gott und Sonnenschein fah-
ren wir die Ernte ein“ . 

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Das 
sind Märchen, die Sie erzählen! – Bärbel 
Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bitte 
mal an die Zukunft denken und nicht an die 

Friedrich Ostendorff
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Vergangenheit! – Zuruf von der CDU/CSU: 
So war das!)

Das ist nicht unsere Vorstellung von Landwirtschaft der 
Zukunft . Das ist auch nicht die Realität in den neuen 
Bundesländern; denn dort hat sich viel getan, es gab vie-
le Verbesserungen . 

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Ich 
weiß! Da kenne ich mich besser aus als Sie!)

Deswegen bekennt sich die Union ganz klar zur Nutztier-
haltung in Deutschland; denn wir wollen weiterhin Tiere 
in Deutschland halten und auch deren Verarbeitung zu 
wertvollen Lebensmitteln, zu Wurst, zu Fleisch und zu 
Convenience-Produkten . 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr . Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE]: Das sind doch alles 
Pappkameraden, die Sie hier aufstellen!)

Tierhalter produzieren gemeinsam mit der verarbei-
tenden Industrie Lebensmittel von höchsten Standards 
und bester Qualität . Aber wir wollen Gutes noch besser 
machen . Selbstverständlich ist die Landwirtschaft zu 
Verbesserungen bereit . Mehr Tierwohl gibt es aber nicht 
zum Nulltarif . Ich muss ganz deutlich sagen: Die deut-
sche Landwirtschaft hat wirklich verstanden . Sie liefert . 
Sie will mitmachen und die Tierhaltung in ihren Stäl-
len verbessern . Zum Beispiel zeugt die große Zahl der 
Schweinehalter, aber auch der Geflügelhalter, die sagen: 
„Wir machen mit und wollen das verbessern“ – sie stehen 
quasi in der Warteposition; aber der deutsche Handel ist 
nicht in der Lage,

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Weil 
der seinen eigenen Gewinn nicht antastet!)

das Geld dafür beim Verbraucher wiederzuholen –, 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn der Verbraucher das erst gar 
nicht erkennen kann, wieso soll er dann mehr 
zahlen?)

davon, dass die Tierhalter in Deutschland in diese Rich-
tung weitergehen wollen .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich kann alle nur wirklich bitten, unterstützend zu wir-
ken, damit wir den ersten Schritt hinkriegen: Tierhalter, 
Verbraucher und diejenigen, die in Vermarktung und Le-
bensmittelhandel tätig sind, müssen daran denken, dass 
Tierwohl Geld kostet . Das müssen wir bedenken, wenn 
wir die Tierhaltung in Deutschland halten wollen . 

Die Bundesregierung und wir als Gesetzgeber waren 
nicht untätig . Ich will ganz deutlich darauf hinweisen, dass 
die Veränderung des Baugesetzbuches in der letzten Le-
gislaturperiode eine deutliche Wirkung zeigt: Die Kom-
munen haben mehr Mitspracherecht, und die Tierhaltung 
ist stärker an die Fläche gebunden als vorher . Ich will 
auch deutlich machen, dass die Verbringungsverordnung 
dafür gesorgt hat, dass die Nährstoffsituation mittlerwei-
le lückenlos erfasst wird . Dabei geht es um die Frage: Wo 
fällt was an, und wo geht es hin? Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen haben diese Verbringungsverordnung 

nämlich umgesetzt . Ich glaube, wir müssen auf diesem 
Weg sehr schnell weiter vorankommen .

Ich sage auch ganz deutlich: „Immer schneller, immer 
größer“ ist nicht unsere Devise . Wir wollen die Akzep-
tanz der Bevölkerung. Deswegen finde ich es gut, dass 
Bundesminister Schmidt einen Kompetenzkreis einbe-
rufen hat, um die Frage der Haltung ganz deutlich an-
zusprechen . Dabei geht es nicht nur um die Haltung der 
Tiere, sondern auch um die Haltung der Tierhalter, um 
die Haltung im Kopf . Das ist ein guter Hinweis .

Auch der Lebensmittelgipfel und die Dialogplattform 
sind wichtig – sie kommen –, um diese Themen anzu-
sprechen: Sind die Kräfte des Marktes noch richtig ver-
teilt, damit sichergestellt ist, dass die Bauernfamilien am 
Ende nicht zu kurz kommen, damit sie ihren Anteil von 
dem erhalten, was die Verbraucher bezahlen?

Wir haben Erfolge . Die Evaluierung des Arzneimit-
telgesetzes zeigt, dass die Menge der eingesetzten Arz-
neimittel deutlich zurückgeht . Wir bekommen Bera-
tungshinweise für ein Benchmarking guter Betriebe, in 
Richtung Tierwohl . Wir werden von der Wirtschaft einen 
Tierwohlindex einfordern . Ich habe Signale erhalten, 
dass er eingeführt wird . Deswegen bin ich sehr guten 
Mutes, dass wir hierbei vorankommen .

Tierhaltungsregionen – das will ich noch einmal be-
tonen – sind lebendige Regionen in Deutschland . Dort 
brummt es, dort boomt es . Dort geht die Anzahl der 
Landwirte nicht zurück, sondern dort gibt es nach wie 
vor eine große Anzahl von Landwirten . 

Zum Schluss ein Appell: Wir haben gerade gehört, 
dass die Menschen in Darfur und im Südsudan sich nach 
einer Landwirtschaft, wie wir in Deutschland sie haben, 
sehnen . Bitte überdenken Sie, ob es wirklich Sinn macht, 
die Landwirtschaft, die Tierhalter, die Bauernfamilien in 
Wahlkämpfe hineinzuziehen, sie zum Thema von Wahl-
kämpfen zu machen .

(Dr . Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Ma-
chen wir doch eine Enquete-Kommission! 
Haben wir vorgeschlagen!)

Ich glaube, das haben unsere Bauern in Deutschland 
nicht verdient . Zeigen Sie, dass die ersten Ansätze gut 
sind . Ich weiß, dass Minister Meyer in Niedersachsen 
und Minister Remmel in Nordrhein-Westfalen sehr offen 
sind für die Anliegen der Bauern und nach vorne gehen . 
Ich glaube, das ist auch hier möglich . Dieses Thema eig-
net sich wirklich nicht als Wahlkampfthema . Ich glaube, 
gemeinsam schaffen wir es, die Tierhaltung nach vorne 
zu bringen .

Herzlichen Dank .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Ich schließe die Aussprache . 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlus-
sempfehlungen des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft auf Drucksache 18/6437 . Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung 

Johannes Röring
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die Ablehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 18/1872 mit dem Titel „Bestandsobergren-
zen für Tierhaltungen einführen“ Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung des Ausschusses? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist diese Be-
schlussempfehlung angenommen mit den Stimmen von 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen . 

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 18/3732 mit dem Titel „Die Zukunft der 
Tierhaltung – Artgerecht und der Fläche angepasst“ . Wer 
stimmt für die Beschlussempfehlung des Ausschusses? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist die-
se Beschlussempfehlung angenommen mit den Stimmen 
von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen von Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion Die Lin-
ke . – Damit verlassen wir diesen Tagesordnungspunkt .

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der AU/UN-Hybrid-Ope-
ration in Darfur (UNAMID) auf Grundlage 
der Resolution 1769 (2007) des Sicherheits-
rates der Vereinten Nationen vom 31. Juli 
2007 und folgender Resolutionen, zuletzt 2228 
(2015) vom 29. Juni 2015

Drucksache 18/6503 
Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuss (f)  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz  
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
 Entwicklung 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 25 Minuten vorgesehen . – Weil ich kei-
nen Widerspruch höre oder sehe, ist das so beschlossen .

Ich eröffne die Aussprache . Erster Redner in dieser 
Aussprache ist der Kollege Dirk Vöpel von der SPD, 
dem ich hiermit das Wort erteile .

(Beifall bei der SPD)

Dirk Vöpel (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eines ist sicher: Afrika rückt näher an Euro-
pa heran . Langsam, aber unaufhaltsam wandert die af-
rikanische Kontinentalplatte jedes Jahr Zentimeter für 
Zentimeter Richtung Norden . Aufgrund dieser geologi-
schen Entwicklung wird das Mittelmeer irgendwann ver-
schwunden und Afrika mit Europa und Asien zu einem 
neuen Superkontinent verschmolzen sein . 

(Tom Koenigs [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit hat sich die Seenotrettung dann 
erledigt! – Zuruf von der SPD: Darauf warten 
wir aber nicht!)

Natürlich wird Afrika die Zukunft Europas schon in 
weit kürzerer Frist beeinflussen. Auch dies hat mit einer 
drückenden wie bedrückenden Wanderungsbewegung zu 
tun . Millionen und Abermillionen Menschen in Afrika 
haben jede Hoffnung auf eine Besserung ihrer verzwei-
felten Lage verloren . Ihr gelobtes Land heißt Europa, 
dem sie mit aller Macht zustreben, koste es auch das ei-
gene Leben oder gar das der Familie . 

Viele haben sich auf den Weg gemacht . Mehr werden 
kommen . Der Druck im afrikanischen Kessel wird nicht 
nachlassen . Dafür sorgt schon die weltweit einzigarti-
ge demografische Entwicklung, die Afrika im 21. Jahr-
hundert nehmen wird . Von aktuell knapp 1,2 Milliarden 
Einwohnern soll sich die Bevölkerung laut jüngster 
UNO-Prognose bis 2050 auf 2,4 Milliarden verdoppeln, 
bis zum Ende des Jahrhunderts auf 4,5 Milliarden fast 
vervierfachen . Bereits jetzt sind in den Ländern südlich 
der Sahara 540 Millionen Afrikanerinnen und Afrikaner 
unter 18 Jahre alt; zur Mitte des Jahrhunderts wird es 
1 Milliarde sein . 

Was wir derzeit als Flüchtlings- und Migrationsbe-
wegung aus Afrika wahrnehmen, ist ein Rinnsal vergli-
chen mit dem Tsunami an Not und Elend, auf den wir 
in Europa gefasst sein müssen, wenn es nicht gelingt, in 
Afrika endlich eine fundamentale und tiefgreifende Wen-
de zum Besseren einzuleiten . Dabei geht es gar nicht da-
rum, größte Fortschritte in kürzester Zeit zu erreichen . 
Entscheidend ist aber: Der erwartete Trend, die gefühlte 
Richtung muss stimmen . Wenn Menschen darauf ver-
trauen können, dass sich ihre Lebensverhältnisse lang-
sam, aber stetig verbessern, dass der absolute Nullpunkt 
des Elends endlich durchschritten ist, wenn es mit ihnen 
und ihren Ländern allmählich, aber erkennbar bergauf 
geht und sie sich selbst als handelnde Akteure einer Auf-
stiegsgeschichte begreifen können, dann wird die absolu-
te Wohlstandsdifferenz zwischen Europa und Afrika als 
Wanderungsmotiv rasch an Bedeutung verlieren . 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Damit es besser werden kann, darf es aber zunächst 
nicht schlechter werden . Damit komme ich zu Darfur und 
UNAMID. Der kriegerische Konflikt, der seit 2003 in 
der westsudanesischen Region Darfur tobt und der bisher 
weit über 300 000 Menschenleben gekostet und zu milli-
onenfachem Flüchtlingselend geführt hat, gehört zu den 
bekannteren Schauplätzen der afrikanischen Tragödien . 
Trotz regelmäßiger schwerer Dürreperioden hat sich die 
Bevölkerung in Darfur seit 1950 fast verachtfacht . Dass 
ein solch rapides Bevölkerungswachstum im Rahmen ei-
ner tradierten Subsistenzwirtschaft bei knapper werden-
den landwirtschaftlichen Nutzflächen das friedliche Zu-
sammenleben von Menschen nicht begünstigt, liegt auf 
der Hand . Hinzu kommen in Darfur etliche zusätzliche 
Konfliktherde und Konfliktlinien, Konfliktanlässe und 
Konfliktparteien, die sich nahezu unauflösbar miteinan-
der verknotet haben .

Wir haben es unter anderem zu tun mit dem Kampf 
der sudanesischen Zentralregierung gegen die Autono-
mie- oder Separationsbestrebungen verschiedener Re-
bellengruppen, Konflikten entlang ethnischer Spaltung 
zwischen arabischen und afrikanischen Bevölkerungs-
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